
174 Gegen die Einstellungspraxis beim Offentliehen Dienst 

Die nachfolgende »Erklärung zur gegenwärugen EinstellungspraxIs beim 
Offentlichen Dienst Im Zusammenhang mit den sogenannten Radikalenerlas
sen- vom 22. Januar 1975 haben 100 Professoren der baden-württemberglschen 
UmverSltäten Konstanz, Freiburg, Heldelberg, Tübmgen und Stuttgart unter

zeichnet. 
Die gegenwärtige Praxis bei der Einstellung in den Offentlichen Dienst soll 
nach den ihr zugrundeliegenden Erklärungen die verfassungskonforme Bewäl
tIgung der Aufgaben des Offentlichen Dienstes sichern. Durch die an die soge
nannten Radikalenerlasse anknüpfende Ausforschungs- und Beurteilungspraxis 
sowie durch eine Reihe bekannt gewordener Ablehnungsfälle ist jedoch fraglich 
geworden, ob die Landesregierungen (insbesondere diejenige Baden- Württem
bergs) die Freiheiten des Art. 5 Grundgesetz und die vorgeschriebene Treue zur 
Verfassung noch in emem abgewogenen Verhältnis zueinander halten. Gegen
über der eingetretenen bedrohlichen VerunsIcherung sei hier das für ein 
vernünftig verstandenes demokratisches Gememwesen Selbstverständliche in 
Erinnerung gerufen: 
I. Das Grundgesetz stellt es gemäß Art. 15 frei, Grund und Boden, Natur
schätze und Produktionsmittel zum Zwecke der Vergesellschaftung durch ein 
Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, im Gemeineigentum 
oder in anderer Form der Gemeinwirtschaft zu überführen. Es enthält in diesem 
Sinne keine Festlegung auf die marktwirtschaftliche oder kapitalistische Wirt
schaftsordnung. Es gebietet überdies gemäß Art. 14, die Eigentumsordnung der 
Republik daran zu messen, ob sIe dem" Wohle der Allgememheit« dient. -
Daraus folgt zunächst, daß Memungen und wIssenschaftliche Theorien, die der 
Kntik der marktwirtschaftlichen Ordnung verpflichtet sind, gegebenenfalls 
auch das System dieser Ordnung grundlegend verändernde Alternativen vor
tragen, dem Auftrag des Grundgesetzes aktIv entsprechen. Auch daß hier wIe 
überall Irren menschlich ist, kann das entsprechende Bemühen nicht als verfas
sungsfeindlich diskreditieren. 

2. Es gilt darüber hinaus, daß für grundlegende Anderungen des Systems der 
marktwirtschaftlichen Ordnung gemäß Art. 14 und 15 des Grundgesetzes aktiv 
politisch emgetreten und in übereinstimmung mi t Gesetz und Verfassung 
gehandelt werden darf. Die Einstellungspraxis im Offentlichen Dienst darf 
daher, soweit es sich nicht um sogenannte politische Beamte handelt, einer 
solchen Fortentwicklung der Verfassung nicht entgegentreten. Sie würde sonst 
den Angehörigen des Offentlichen Dienstes einen bestlmmten (unter den durch 

Verfassung und Gesetz zugelassenen) Willen vorschreiben und damit das Recht 
der freien Berufswahl (Art. 11 Abs. I Grundgesetz) oder das Recht, seine 
Meinung m Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten (Art. 5, 
Abs. I Grundgesetz) verfassungswidng, entsprechend dem m totalitären Syste
men üblichen, einschränken. Für den Bereich wissenschaftlicher Forschung und 
Lehre gälte dann überdies, daß bestimmte Argumentationen und Ergebnisse im 
öffentlich geförderten Wissenschaftsbetrieb von vornherein negativ sanktio
niert wären. 

3. Für die wissenschaftliche Forschung und Lehre ist ein weiteres wichtig: 
Theonen der Verfassungswirklichkeit der Bundesrepublik Deutschland können 
nicht von vornherein auf ein positives oder neutrales Urteil zum Grundgesetz 
festgelegt werden. Das gilt auch für unabänderliche Grundgesetzartikel und für 
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Prinzipien, die Im Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 13.10.1952 als 
Verpflichtungsbasis für die Angehörigen des Offentlichen Dienstes genannt 
werden ; soweit es sich dabei nicht um Formeln für einen allgemeinen morali

schen Rahmen handelt , den auch elOe rational verstandene Wissenschaft nIcht 

verlassen kann . Insbesonders muß es möglich sein, 10 vergleichenden histori
schen und empirischen Analysen auf kritikbedürftige Konsequenzen unabän

derlicher Grundgesetzregelungen Im Zusammenwirken etwa mit Normen der 
Wirtschaftsordnung hinzuweisen. Würden derartige Theorien nIcht in den 
Bereich des Freiheitsgebotes von Art. 5, Abs. 3 Grundgesetz fallen, so würde sich 

die Verfassung gegenüber der Wissenschaft in diesem Punkte die Position des 
Kardinals Bellarmin gegenüber Galilei anmaßen. Dies kann nicht Im Sinne der 
wissenschaftsbezogenen Freiheitsgarantie des Grundgesetzes liegen. Auch die 

pnnzipiellen Behauptungen und Meinungen, die den Konstruktionen des 
Grundgesetzes zugrundeliegen, sind demnach für eine wissenschaftliche Erörte

rung, die nicht bestätigenden Charakter hat, nicht tabu. Selbst soweit wissen
schaftliche Theonen solche Grundgesetzkritik enthalten, kann damit die Ein

stellung ihrer Autoren 10 den Offentlichen Dienst wissenschaftlicher Forschung 
und Lehre nur nach denselben Maßstäben erfolgen, die für Wissenschaftler, 

deren Arbeiten einen anderen Gegenstand haben, angelegt werden. Ein Fall, 
den die FreiheitsgarantIe von Grundgesetzartikel 5, Abs. 3 nicht mehr deckt, 
liegt erst dort vor, wo aus einer theoretischen Grundgesetzkritik die nicht-theo
retische Konsequenz eines verfassungs- und gesetzwidrigen Handelns gezogen 
wird . 

4 . Für wissenschaftliche InstitutIOnen wie für die demokratische Grundord
nung gilt gleichermaßen, daß jede Einschränkung der Freiheiten des Art. 5 
ihren Lebensnerv berührt. Da die wissenschaftlichen Institutionen in der 

Bundesrepublik InstitutIOnen des Offentlichen Dienstes sind, widerspricht jede 
Ablehnung von Bewerbern für den Offentlichen Dienst im Wissenschaftsbe
reich aufgrund von nicht gerichtsverwertbaren politischen ,Erkenntnissen< 
Art. 12, Abs. 1 Grundgesetz und stellt überdies eine Einschränkung der durch 

die Verfassung garantierten Freiheit von Forschung und Lehre dar. Eine 
Auslese von Bewerbern nach Kriterien politischer Zuverlässigkeit mag einer 
politisch gelenkten staatlichen Bürokratie als geeignetes Mittel erscheinen, die 
Freiheit der Wissenschaft und die demok.ratische Grundordnung zu schützen; in 
Wirklichkeit ist es ein sicheres Mittel, beide zu zerstören. 

5. Eine Beurteilungspraxis im Zusammenhang mit der Einstellung in den 
Offentlichen Dienst, die sich den oben 10 Erinnerung gerufenen Grundsätzen 
verptlichtet hat, wird als nichttotalitäre überdies den Betroffenen nicht ihre 
vergangenen Erklärungen und Auffassungen vorhalten können. Wenn sie nicht 
den total irrtumsfreien Menschen fordern will, muß sie auch bel politischen und 
verfassungshermeneutischen Aussagen zum Grundgesetz das gegenwärtig arti
kulierte Verständnis der Betroffenen zugrundelegen, wenn diese nicht glaub

haft widerlegt werden kann. Es verstößt insbesondere gegen die BaSISnormen 
des Rechtsstaates, hier die Beweislast dem Betroffenen aufzubürden. 
Es sollte eine bittere historISche Erfahrung gerade in Deutschland gelehrt 
haben, daß die Bedrohung einer verfassungsmäßigen demokratischen Grund
ordnung auch von staatlichen Bürokratien ausgehen kann. Es sei daran enn

nert, daß die Verpflichtung zur Verfassungstreue für öffentliche Bedienstete 
auch die Pflicht einschließt, sich gegen Verletzungen der Verfassung von seiten 
der staatlichen Bürokratie zur Wehr zu setzen. Dies gilt insbesondere dann, 

wenn im Namen eines Schutzes der demokratischen Grundrechte in der auf die 
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176 sogenannten Radikalenerlasse gegründeten Ausforschungs-, Beurteilungs- und 
Ablehnungspraxis. Die unmittelbare Folge ist ein erheblicher Einschüchte
rungseffekt in den Berufsfeldern des Offentlichen Dienstes. Diese für eine an 
einem aufgeklärten Verfassungsverständnis orIentierte Berufspraxis verhee
rende Folge kann nicht die Absicht der Landesregierungen sein. In der durch 
die Verfassung gebotenen Wahrnehmung ihres Amtes fordern daher die Unter
zeichner insbesondere die Landesregierung Baden- Württembergs auf, die zur 

Zeit von ihr geübte Uberprüfungs- und Einstellungspraxis Im Sinne dieser 
Erklärung zu revidieren. 

Zeugnisverweigerungsrecht nur für die Sozialarbeiter 
der Reichen? 

Durch Beschluß vom 19. Juli 1972 hatte der 2. Senat des Bundesverfassungsge
richts die Verweigerung eines strafprozessualen Zeugnisverweigerungsrechts 
der Sozialarbeiter für verfassungsgemäß erklärtl. Dieser Beschluß stieß nicht 
nur auf Kritik bei den Sozlalarbeitern2 . Auch Teile der Offentlichkeit nahmen 
ihn nicht widerspruchslos htn. So erklärte beispielsweise der Unterbezirk 
Frankfurt der SPD: "Als Klassenjustiz entpuppt sich dieser Beschluß, wenn ~r 
daneben das Zeugntsverweigerungsrecht von Patentanwälten, Wirtschaftsprü
fern, vereidigten Buchprüfern, Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten ... 

rechtfertigt .. . Die Jetzige Regelung stellt eine eindeutige Benachteiligung der

jenigen Bevölkerungsgruppen dar, die sich aufgrund ihrer sozialen Lage und 
Herkunft nicht an eine mit finanziellem Aufwand verbundene Instanz (Psycho
therapeut, Rechtsanwalt usw.) wenden können.«3 Aufgrund dieser Kntik nahm 

der SPD-Parteitag in Hannover 1973 einen Antrag des Unterbezirks Frankfurt 
an, der die SPD-Mitglieder in Bundesregierung und Bundestag auffordert, "die 

Diskriminierung von Nicht-Privilegierten in § 53 StPO aufzuheben und noch in 
dieser Legislaturperiode das Zeugnisverweigerungsrecht auf alle Personen aus
zudehnen, deren psychotherapeutische oder sonst beratende Tätigkeit ein 

besonderes menschliches Vertrauensverhältnis voraussetzt oder in aller Regel 
b~gründet. Dazu zählen z. B. Psychotherapeuten, Psychologen, Sozialpädago
gen, Sozialarbeiter, Bewährungshelfer, amtliche Berater in Familienangelegen
heiten USW .« 4 

Nicht zuletzt aufgrund dieses Parteitagsbeschlusses sah sich die Bundesregierung 
zu einer Regelung des Zeugnisverweigerungsrechts für die genannten Berufs

gruppen gezwungen. Am 6.9. 1974 legte sie im Rahmen des »Entwurfs emes 
zweiten G~setzes zur Refom des Strafverfahrensrechts (2. StVRG)« einen 

neuen § 53 I N r. Ja StPO vor. Danach sollen ein Zeugnisverweigerungsrecht 
erhalten »staatlich anerkannte Sozialarbeiter, staatlich anerkannte Sozialpäd-

, BVerfGE )), S. )67 ri. 
2 Vgl. z. B. die Stellungn~hmen ,n Neue Pr~xls, Kritische Zemchriit für SOZl~larbelt und SOZl~lpäd

ogogik ' / 7), S. 8911, )/7), S. '57 H., ' / 74, S. 69 IT; Aussagezwang für Sozialarbeiter, ,n: 
Rote Robe 6172, S. '7' f .. Rechtsprechung BVerfG: Kem Auss~geverwelgerungsrecht für 
Soziolarbelter, 10: Sozialpädagogische Korrespondenz ,6172, S. 5 H.; betrifft Zeugn"\'e rwe'ge
run gsrecht, 10: Soz,~lpädagoglSche Korrespondenz) I, ) 1 /7), S. )) ff. 

J Zit,ert n~ch Neue Pr~xIs ) / 7), S. '6) . 
• Antr~g "H Abs. I, ZI t,e rt nach Neue PraxIS a. ~ . 0 ., (Fn . )). 
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